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Presseaussendung:

23. Jan 2012: EU-Beitritt Kroatiens: SPÖ und ÖVP sollen zahlen
 
Wenn die Regierungsparteien SPÖ und ÖVP für den Kroatien-Beitritt zur EU ohne vorhergehender Volksabstimmung in Österreich ihre Zustimmung geben, dann sollten SPÖ und ÖVP auch die zu erwartenden Mehrkosten dafür aus ihren Parteikassen bezahlen und diese nicht den österreichischen Steuerzahlern aufbrummen. 
     Falls die Oppositionsparteien im Parlament (derzeit FPÖ, BZÖ, Grüne) ebenfalls dem Kroatienbeitritt zur EU zustimmen, dann sollten diese Parteien ebenfalls die entsprechenden Kosten aus ihren Parteikassen mittragen. 
     Eigentlich sollten die österreichischen Steuerzahler nur dann mehr Steuern für die EU zahlen müssen, wenn sie dem EU-Beitritt Kroatiens mehrheitlich in einer Volksabstimmung zugestimmt haben. Aber vermutlich werden sich SPÖ, ÖVP, FPÖ, BZÖ und Grüne gegen eine Volksabstimmung in Österreich entscheiden. 

Zu befürchten ist auch, dass die weiteren geplanten Beitritte von Serbien, Bosnien-Herzogovina, Mazedonien und der Türkei zur EU ebenfalls im österreichischen Parlament durchgewunken werden, ohne die österreichische Bevölkerung vorher entscheiden zu lassen.


Neben den zusätzlichen Kosten und dem demokratischen Defizit der Übergehung des österreichschen Volkes kommt es noch dazu zu einer Verkleinerung des Stimmengewichts Österreichs im EU-Parlament, wo Österreich schon derzeit fast nichts mehr mitzureden hat.

Die EU-Austrittspartei spricht sich gegen die Aufnahme von neuen Mitgliedern in die EU aus, solange Österreich Teil der EU ist. Die EU steht - auch ohne die Aufnahme von Kroatien, Serbien und der Türkei - schon jetzt dem massiven Demokratiedefizit und der maroden EURO-Währung vor dem Zerfall. Die EU sollte daher die großen internen Probleme lösen, bevor sie sich zusätzlichen Erweiterungen hingibt. Die EU-Austrittspartei fordert zum Beitritt Kroatiens zumindest eine Volksabstimmung in Österreich, sowie in allen anderen 26 EU-Mitgliedsländern.

Vorgeschichte:

Das NATO-Land Kroatien will seit 2003 der EU beitreten. Kroatien hat sich am Sonntag den 22. Jänner 2012 - bei einer sehr geringen Wahlbeteiligung von nur 43,7% - mit 66,3% Zustimmung für einen EU-Beitritt entschieden. Nun müssen noch alle derzeitigen EU-Mitgliedsländer die Aufnahme Kroatiens in deren Parlamente beschließen. Das österreichische Parlament hat derzeit noch die Möglichkeit gegen den EU-Beitritt Kroatiens zu stimmen, um diesen zu stoppen.
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